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Vorwort zur dritten Auflage

Der einstweilige Rechtsschutz in Familiensachen ist durch das Gesetz
über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der frei-
willigen Gerichtsbarkeit (FamFG) für Neuverfahren ab dem 1. September
2009 grundlegend geändert und vollständig neu geregelt worden. Mit die-
ser dritten Auflage wurde das Werk entsprechend der grundlegenden ge-
setzlichen Änderung völlig überarbeitet, neu strukturiert und aktualisiert.
Dabei wurden die bereits vorliegenden Kommentierungen zum FamFG
berücksichtigt. Soweit die vorliegende Rechtsprechung auch für den ab
dem 1. September 2009 geltenden einstweiligen Rechtsschutz in Fami-
liensachen gilt, ist diese ebenfalls eingearbeitet. Für bereits am 1. Septem-
ber 2009 anhängige Verfahren, die am oder nach dem 1. September 2009
weder ausgesetzt noch abgetrennt waren und auf die nach Art. 111 des
Gesetzes zur Reform des Verfahrens in Familiensachen und in den An-
gelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit (FGG Reformgesetz –
FGG RG) vom 17. Dezember 2008 weiterhin das alte Recht anwendbar
ist, wird auf die zweite Auflage dieses Werks verwiesen.

Die gesetzliche Neuregelung des einstweiligen Rechtsschutzes in Fami-
liensachen hat die früheren gesetzlichen Regelungen in den §§ 127a,
620ff., 621g und 644 ZPO, die früheren Vorschriften der §§ 24 Abs. 3, 64b
Abs. 3 FGG, die nach früherem Recht in der Rechtsprechung anerkannte
vorläufige Anordnung und die neben den gesetzlichen Regelungen teil-
weise für zulässig erachtete einstweilige Verfügung abgelöst. An deren
Stelle tritt nach der gesetzlichen Neuregelung durch das FamFG die einst-
weilige Anordnung sowie in Familienstreitsachen zusätzlich der Arrest.
Bis auf die Möglichkeit einstweiliger Maßregeln nach § 1846 BGB bietet
das FamFG jetzt eine umfassende Regelung des einstweiligen Rechts-
schutzes in Familiensachen, neben der andere Formen des einstweiligen
Rechtsschutzes nicht mehr zulässig sind.

Das FamFG hat die einstweilige Anordnung im Vergleich zum früheren
Recht grundlegend geändert und als selbständiges Verfahren ausgestaltet,
das unabhängig von einer Hauptsache zulässig und deswegen als eigen-
ständiges Verfahren zu führen ist. Das hat Auswirkungen auf die verschie-
denen Verfahrensvorschriften einschließlich der jetzt notwendigen Kos-
tenregelung und auf das Verhältnis zum Hauptsacheverfahren.



Vorwort zur dritten Auflage

6

Zu beachten ist ferner, dass sich durch das FamFG die Terminologie
einzelner Verfahrensarten geändert hat. Die früheren Sorgerechtssachen,
also die Verfahren über die elterliche Sorge, das Umgangsrecht, die Kin-
desherausgabe, die Vormundschaft, die Pflegschaft sowie die freiheitsent-
ziehende Unterbringung Minderjähriger, sind nach § 151 FamFG jetzt als
Kindschaftssachen bezeichnet. Die früheren Kindschaftssachen, nämlich
die Feststellung des Bestehens oder Nichtbestehens eines Eltern-Kind-
Verhältnisses, die Ersetzung der Einwilligung in eine genetische Abstam-
mungsuntersuchung, die Einsicht in ein Abstammungsgutachten und die
Anfechtung der Vaterschaft, sind in § 169 FamFG jetzt als Abstammungs-
sachen definiert.

In der Übergangszeit ist stets vorab zu klären, ob nach Art. 111 FGG
RG noch das frühere Prozessrecht anwendbar ist oder das neue Ver-
fahrensrecht des FamFG gilt. Im Rahmen des anwendbaren neuen Ver-
fahrensrechts ist ein vielfältiges Regel-Ausnahme-Verhältnis zu beachten.
Die §§ 1ff. FamFG regeln die allgemeinen Vorschriften, während die Be-
sonderheiten für das Verfahren in Familiensachen in den §§ 111ff.
FamFG geregelt sind. Die §§ 121ff. FamFG regeln wiederum Besonder-
heiten für einzelne Verfahrensarten, die sich teilweise auch auf einstwei-
lige Anordnungen erstrecken. Wegen dieser komplizierten Neuregelung
ist die dritte Auflage des Werkes völlig neu strukturiert worden. Der Auf-
bau orientiert sich nun systematisch an den Voraussetzungen für den Er-
lass einer einstweiligen Anordnung und eines Arrests sowie den insoweit
zu beachtenden verschiedenen Verfahrensvorschriften. Um die Arbeit
mit dem Werk zu erleichtern, ist ein umfassendes Stichwortverzeichnis
angefügt.

Im Hinblick auf die grundlegende Änderung des einstweiligen Rechts-
schutzes in Familiensachen ist allen im Familienrecht tätigen Personen
dringend eine gründliche Recherche zu empfehlen. Selbst wenn der einst-
weilige Rechtsschutz dem Spruchrichterprivileg des § 839 Abs. 2 Satz 1
BGB unterfällt (BGHZ 161, 298 = NJW 2005, 436), kann auch dieser Be-
reich für die damit befassten Rechtsanwälte haftungsrelevant werden.
Der Gesetzgeber hat die Neuregelung allerdings ausdrücklich damit
begründet, dass die Inanspruchnahme einstweiligen Rechtsschutzes im
Interesse der rechtsuchenden Parteien ausgeweitet werden soll.

Karlsruhe, im Dezember 2009 Hans-Joachim Dose
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